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Statistikdienststelle 30.04.2010

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Bergisch Gladbach

Die Agentur für Arbeit stellt der Stadt Bergisch Gladbach Auswertungen zu den sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigten nach Wohnplätzen zur Verfügung. Bei den Daten der Agentur für
Arbeit werden die Beschäftigten am Wohnort erfasst. In Bergisch Gladbach lebten zum
31.12.2008 33.799 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte. Zu den sozialversicherungspflichti-
gen Beschäftigten gehören Arbeitnehmer und Personen in beruflicher Ausbildung, die in der ge-
setzlichen Rentenversicherung, Krankenversicherung, Pflegeversicherung und/oder Arbeitslosen-
versicherung nach dem Arbeitsförderungsgesetz bzw. SGB Ill pflichtversichert sind oder für die
Beitragsanteile zur gesetzlichen Rentenversicherung gezahlt werden (in der Regel etwa 70 %
aller Erwerbstätigen). Unberücksichtigt bleiben Beamte/-innen, Selbstständige, mitheifende Fami-
lienangehörige sowie alle geringfügig beschäftigten Arbeitnehmer/-innen.

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (Wohnort) 2002 bis 2008
in Bergisch Gladbach

| var \insgesamt|—arumerweiblich _a5|% |
2002 34.743 15.626 45,0

\ 2003 33.623 15.217 45,3

2004 33.105 15.196 45,9

2005 32.925 15.260 46,3

2006 32.976 15.280 46,3
2007 33.347 15.441 46,3
2008 33.799 15.732 46,5

Bundesagentur für Arbeit, jeweils zum 31.12.
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Telekom plant Managerinnen- Den RückenwindbenachbarterR I SS . EU-Staaten gespürt
Quote von30 Prozent bis 2015 Einen kräftigen Rückenwind für ihreBelange verspürt die FidAR-Initiative

zwd Berlin (tag). Telekom-Personalvorstand Thomas Sattel- aus den benachbarten europäischen
berger hat auf der zweiten Forumsveransialtung der Initiative Staaten. Die Einführung einer Frauen-
„Frauen in die Aufsichtsräte“ (FidAR) am 15. März in Berlin quote in Norwegen sei das Signal ge-
Pläne für die Einführung einer Frauenguote in seinem Un- wesen, so Schulz-Strelow,und Ent-. . wicklungen wie in Frankreich hätten
ternehmen vorgestellt. Bis Ende 2015 — so das Ziel - sollen den Durchbruch
dort dreißig Prozent der oberen und mittleren Führungspo- & FIdAR_.. herbeigeführt. Die
sitionen mit Frauen besetzt werden. französische Nati-

! i

Die moralischen Bekundungen und mens- und Strategieberatung McKin- one versammlunghatte ım Januar ein. = Gesetz für eine verbindliche Frauen-
Absichiserklärungen der deutschen sey- schon vor einigen Jahren nach- quote von 20 Prozent nach drei Jah-
Wirtschaft zur Frauenförderung hät- gewiesen. ven und 40 Prozent nach sechsin den

3 i . : Eos u Talenimarkt im Kontrollgremien börsennotierter Ge-
g A. ; “ a= Blick seitschaften und öffentlicher Unter-& Pa \ ... Mit der Frauenquote nehmen verabschiedet (der zwa beu BEN Rai = SS L BERN x .. . richtete, FGP 275).
u ee Neben wir Karigand
_ ee., auch eine kluge Ant Finnischer Verhaltenskodex
aawortaufdie mittels treibt Unternehmen an
uBen In Finnland ist der so genannte „Fin-es0 4 ybeils- und Talenl- iESCHE ENTER BER ORERNSRSOSTuee “ nish Corporate Governance KodexBe | marktes gefunden‘, in Beispi Ü ö -N ee nannte Saitelberger ein Beispiel dafür, dass börsennoSELREHERINBRDINDTENO Sana. als zweiten ernq tierte Unternehmen auch ohne Quote

FidAR-Präsidentin Monika Schulz-Streiow und , . u mehr weibliche Führungskräfte an
Teiekom-Personalvorstand Thomas Sattelberger Die „gläserne Decke Bord nehmen. Für die Direktorin der

u: hätte bislangzu viele nationalen finnischen Handelskam-
ten „substanziell nicht allzu viel ge- weibliche Talente daran gehindert, ih- mer Leena Linnainmaa, ist der Er-
bracht‘, bilanzierte Sattelberger, der renWeg nach oben zu verfolgen. Für fol des gestiegenen Frauenanteil
sein Unternehmen hiervon nicht aus-  Berufseinsteigerinnen, ist sich Sattel- in 2feichteräten vor allem eine For-
nahm. Wie rar Frauen in den Zentren  berger sicher, wirke die Quote zudem mufierungsfrage. Die anfängliche Ko-
der Verantwortung gesät sind, bele- als positives Signaf für Berufseinstei- dex-Empfehlun aus dem hr 2003
gen seine Zahlenbeispiele: Bei den  gerinnen. Als „wichtiger Teil des sira- _ beide Deschlechter können in der
200 größten deutschen Firmen sind tegischen Personalumbaus” sorge Zusammensetzung des Organs be-
von 833 Vorstandsmitgliedern gerade sie für eine sinnvolle, faire und nach- rücksichtigt werden _ wur le im Jahr
einmal 21 Frauen und in den Dax  haltige Erweiterung des Talentpools. 2008 tualicio Ye Beide Geschlech-
30-Unternehmen agiert lediglich ein Nicht zuletzt betrachtet Sattelberger ter müssen indie Aufsichtsräte be-
weiblicher Vorstand. „Diesistbeschä- die Frauenförderung in seinem Un- wufen werden.“ Wird das Ziel nicht
mend“, so Sattelberger. ternehmen als „zutiefst moralisches eingehalten müssen die betroffenen
Gemischte Teams Thema ‚ das an den Anspruchsınor Unternehmen die Abweichung vomnachhaltigen Unternehmensführung z , ,
erfolgreicher gekoppelt sei Kodex erklären. Diese 2010 in Kraft; ; ; t ann ' etretene Änderung hat nun dazuEiner der Gründe, warum sich die FidAR-Präsidentin Monika Schulz- geführt dass in 68 Dozent aller bör-
Deutsche Telekom für eine Frauen-  Streiow begrüßte die Pläne des Tele- Sennotierien Unternehmen mindes-
quote entschieden hat, ist die feste  kommunikationskonzerns. Dahinter tens eine Frau im Aufsichtsrat vertre-
Überzeugung, durch mehr weibli- stehe nicht nur imagepflege, sondern tan ist. Vor der VerschärfungdesVer-
che Führungskräfte besser zu wer die Überzeugung, dass mehr Vielfalt haltenskodex war dies nur bei 51 Pro-
den. Dass gemischte Teams erfolg für eine bessere Unternehmensfüh- zent der Fall. =
reicher sind, haben seriöse Studien zung sorgt. '
-- unter anderem von der Unterneh- Fortsetzung auf Seite 3 www.fidar.de
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Einstellungen zu weiblichen Führungskräften

Großer Zuspruch für gesetzliche
Mindestquote in Aufsichtsräten
zwd Berlin (tag). Mehr als zwei Drittel der weiblichen und
männlichen Führungskräfte in der deutschen Wirtschaft be-
zweifeln nach einer neuen Befragung des Heidelberger For-
schungsinstitutes Sinus Sociovision, dass das Ziel „mehr
Frauen in Führungspositionen“ von alleine gelingt.

Die befragten Managerinnen undMa- Ein solches Gesetz müsse

nager wünschten sich unterstützende 5 auf Aufsichtsräte beschränkt und
Maßnahmen von Politik und Unier- ,N klar vom operativen Bereich getrennt
nehmen sowie einen gesellschatftli- d
chen Bewusstseins- und Rollenwan- wen en
del, sagte der Direktor des sozialwis- für beide Geschlechter Mindest-anteile vorsehen und nicht allein als

EEE Frauenquotengesetz formuliert sein,

> 5 Teil eines Maßnahmen-Pakeies bil-
& ee ; Gegen Quote im operativen
; nn {  Unternehmensbereich
z ..\ Anders als bei den Aufsichtsräten iehnt
Ü ee die Mehrheit der befragten Führungs-

Carsten Wipperman, Männer)eine gesetzliche Quotenre-
Direktor von Sinus Sociovision gelung für den operativen Bereich im

Unternehmen ab. Stattdessen wird für

verschiedene, miteinander verzahnte

senschaftlichen Institutes Sinus Soci- Maßnahmen plädiert, zu denen be-
ovision, Carsten Wippermann, beider  triebsinterneMentoring-Programme,
Präsentation der Studie am 15. März betriebliche Zielvereinbarungen sowie
in Berlin. die Aufnahme von Gleichsiellungs-

. aspekten in die Geschäftsberichis-
Vor allem Führungsfrauen pflicht. Auch ein modernes Personal-
unter 40 für Aufsichtsratsquoie management wurde gefordert, dass
Großen Zuspruch findet unter den die unterschiedlichen Potenziale und
Spitzenkräften die Idee gesetzlicher Bedürfnisse von Frauen und Männern
Mindestanteilsregelungen für Auf- in Führungspositionen berücksichtigt,
sichtsratsgremien. Fast die Hälfte Quereinstiege und Durchlässigkeit
der befragten Frauen und ein Drittel zwischen den Branchen fördert und
der Männer können sich dafür erwär- geeignete Frauen zu Karrieresprün-
men. Auffallend hoch ist die Zustim- gen ermufigt.

mung zu einer gesetzlichen Quoten- Die Forschenden von Sinus Socio-
regelung für Aufsichtsräte vor allem vision stellten auch Barrieren in den
bei den jüngeren Frauen: Zwei Drit- Köpfen beider Geschlechter fest: Wäh-
tel der unter 40-jährigen Führungs- rend Männer häufig - zum Teil unbe-
frauen befürwortet eine solche Rege- wusst - als „Hüter der gläsernen De-
tung. Der Wunsch für ein Mindestan- cke“ agierten, schreckten einige der
teilsgesetz wird allerdings mehrheit- kompetenten Frauen davor zurück, in
lich an drei Bedingungen geknüpft.  Spitzenpositionen aufzusteigen. ©

zwd Frauen.Gesellschaft und Politik

m Nr Carr 17040



Bundestag ee N

Arbeilnehmerinnen die Zahl der Mini-Jobberinnen seit
r = u a 1999 bis 2009 von 2,6 auf 3,3 Millio-

Jede Vierie wurde von einem nen an. Die Zahl der vollzeitbeschäf-
gu mg = tigten Frauen sank im gleichen Zeit-

1 O-Eu ro-M i ndestioh rn profitieren raum von 8,8 auf 8,2 Millionen.
zwd Berlin (jvo). Immer mehr beruistätige Frauen müssen Keine Daten zu Löhnen in der

ihr Einkommen mit Hartz IV-Leistungen aufstocken, um ihren häuslichen Dienstleistung
Lebensunterhalt oder den ihrer Familie bestreiten zu kön- In der Branche der häuslichen

nen. Mehr als ein Viertel aller Arbeitnehmerinnen würde von Dienste war der Anteil von Frauen an
einem gesetzlichen Mindestlohn über zehn Euro profitieren. den Erwerbstätigen 2009 mitrund 9

Prozent am höchsten. Angaben über

Im Jahr 2009 waren 743.000 Frauen auf45,8 Prozent. Die Linken-Fraktion Bruttoverdienste konnte die Regie-
trotz Berufstätigkeit auf Hartz IV-Leis- sieht darin eine kiare Benachteitung _rungfür diese Branche nichtmachen.
tungen angewiesen, Vier Jahre zu- von Frauen, Im Gesundheits- und Sozialwesen,
vor waren es mit 514.000 noch deut- Ungeachtet dieser Kritik betontdie der Branche mit dem zweithöchsten

lich weniger. Das teilte die Bundesre- Regierung, dass sie an dem Modell Frauenanteil (75,5 %), belief sich der
gierung auf eine kleine Anfrage der der Mini- und Midi-Jobs als „Brücken-  durchschnittliche Bruttostundenver-

Linken-Fraktion zur Benachteiligung funktion" festhalten will. Diese stell- dienst auf 15,70 Euro. Bei den Män-

von Frauen auf dem Arbeitsmarkt ten „oftmals ein wichtiges Sprung- nern war der geschlechtsspezifische
{BT-Drs. 17/874) mit. Auch Männer breit“ in voll sozialversicherungs- Anteil in der Baubranche mitrund 88

können demnach zunehmend nicht  pflichtige Beschäftigungsverhältnisse Prozent am höchsten. Dort lag der
mehr allein von ihrem Nettoverdienst dar, entgegnete sie. Die Fakten spre- Verdienst bei durchschnittlich 15,60
leben, zu 54 Prozent sind es jedoch chen eine andere Sprache: So stieg Euro.
weibliche Erwerbstätige.

Niedrigere Stundenlöhne
in Mini- und Teilzeit-Sobs

Die Linken-Abgeordneten erkun-

digien sich auch danach, wie viele
Frauen derzeit zu einem Stunden-

iohn von weniger als zehn Euro ar-

beiten. Die Regierung verwies in ih-
rer Antwort auf die Verdienststruk-

turerhebung aus dem Jahre 20086.
Danach bezogen 27 Pro- „usiit®

zent der Frauen in den Ee
dort erfassten Wirt- Se

, , RE
schaftszweigen ei- )ıie=

nen Bruttostunden- ee,
lohn von maximal ®aı
9,85 Euro. Vollzeitbe- "a, |
schäftigte verdienen im _
Schnitt etwas besser. Doch auch

16,7 Prozent der Arbeitnehmerinnen

mit einem Vollzeitiob bekommen we-
niger als zehn Euro die Stunde.
Zudem bewegt sich der Anteil von

Frauen ar sozialversicherungspflich-
tig Vollzeitbeschäftigten aufsehr nied-

rigem Niveau (37 %). Auch ihr Anteil

an regulär Beschäftigten insgesamt
stieg in den letzten zehn Jahren nur
geringfügig um zwei Prozentpunkte

zwd Frauen.Gesellschaft und Politik
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Alternativvorschlag zur Barauszahlung

CDU-Frauen: Betreuungsgeld

zwd Berlin (jvo). Nach einem breiten Diskussionsprozess
auch in den Landesverbänden hat der Bundesvorstand der
CDU-Frauen Union (FU) einen Beschluss zum Betreuungs-
geld verabschiedet. Darin schlägt die FU vor, dass das von
Schwarz-Gelb geplante Betreuungsgeld für die Altersvor-
sorge, Pflegeversicherung oder Weiterbildung eingesetzt
werden soll. Eine Barauszahlung des Geldes lehnt sie ab.

in ihrem Positionspapier definieren „Frauen haben nach wie vor eine
die Christdemokratinnen fünf kon- deutlich geringere Rente zu erwar-

krete Verwendungszwecke. Dem- ten als Männer“, heißtes in dem Be-
nach soll das Betreuungsgeld wahl-  schlusspapier. Im Falle der Pflegebe-
weise eingesetzt werden für dürftigkeit werden es dann beson-

die Verbesserung der Anrechnung ders Frauen sein, die die notwendige
von Kindererziehungszeiten in der fachliche Unterstützung nicht aus
gesetzlichen Rentenversicherung eigenen Mitteln bestreiten können.
bzw. zur Aufstockung der Rente, .

® Einzahlungen in die private Alters- Vergütung der In
vorsorge beispielsweise im Rah- Nicht-Erwerbstätigkeit
men der staatlich gelörderten Ries- Hannelore Buls, Leiterin des Be-

ter-Rente, oo . reichs Frauen- und Geschlechter-
® berufliche Weiterbildung wäh- politik bei ver.di, hält das Betreu-

rend der Erziehungszeit oder im ungsgeld dennoch für fragwürdig.
Anschluss zur Verbesserung der Die Erziehungsleistung werde von

Kanon (ureinen benfionen Wie- jeder Mutter erbracht und führe fastereinstieg DZW. Aufstieg, immer zu beruflichen Nachteilen,
a Deutschkurse für Migrantinnen wandte Buls ein, Ihrer Auffassung

und Migranten mit unzureichenden zufolge würde mit diesem „Quasi-
Sprachkenntnissen, um deren be- Betreuunasgeld“ nicht die Erzie-
rufliche und geseilschaftiiche Inte- h lei L 9 dern die Nicht-E
gration weiter voranzubringen, ungsleistung, sondern die Nicht-Er-

a Einzahlungen in eine kapitaige- werbstätigkeit vergütet werden. Buls
deckte Pflegeversicherung, die die plädierte stattdessen N eine bes-
Leistungen der gesetzlichen Pfle- sere Anerkennung der Erzienungs-
geversicherung ergänzt. zeiten in der gesetzlichen Rente für

. . alle Mütter, auch die während der Er-
Kindererziehung und -betreuung ziehung erwerbstätigen.
führten noch viel zu häufigzuNach- Für die Gewerkschafterin ist der

tejien imweiteren Lebensverlauf, be- Vorschlag der Frauen Union auch
gründeten die CDU-Frauen ihrenAl- deshalb keine empfehlenswerte
ternativvorschlag. Die bisherige ÄAn- Lösung, da Frauen, die wegen in-
erkennung der Erziehungszeiten in rer geringen Rente auf Grundsiche-
der Rentenversicherung könne diese rung angewiesen sind, eine Alters-
Benachteiligungen nurteilweise aus-  yorsorge faktisch nichts nützt. Die
gleichen. .  Wahrscheinlichkeit, dass Renten
Die Frauen Unionweist daraufhin, tatsächlich in Anspruch genommen

dass wegen der zu erwartenden Ab-  \yerden können, verringere sich mit
senkung des Rentenniveaus wieder der Nicht-Erwerbstätigkeit, gab Buls
eine Altersarmut von Frauen droht. zu bedenken.

nn
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Zwangsehen - Beschneidung Frausnhäuser in Nordrhein-Weasifalen

Bundesrat einigt sich 5,531 Ablehnungen wegenauf Straftatbestände a ukaaa
zwd Berlin (tag). Für Genial.  Überbelegung registriert
verstümmelung und Zwangs- zwa Düsseldorf (jvo). DieLandesa- SPD-Fraktion und ASF-Landesvorsit-
heirat will der Bundesrat veitsgemeinschaft (LAG) Autonomer  zende Gerda Kieninger. Im Jahr 2006
Straftatbestände durchsetzen. Frauenhäuser NRW hatdem Frauen- hatte die schwarz-gelbe Regierung
Am 13. Februar beschloss die ausschuss des Düsseldorfer Land- die Fördermittel für Frauenhäuser

" " . tags vorgeschlagen, eine Arbeits-- um 30 Prozent gekürzt. Die Einspa-
Länderkammer, hierzu Ge- gruppe „Frauenhausfinanzierung“ rungen führten zur Streichung jeder
setzentwürfe verschiedener einzurichten, Die Landesregierung, vierten Stelle.

Länder in den Bundestag ein- Frauennetzwerke und Kommunen Frauenministerium
zubringen (vgl. auch S. 20). en gemeinsam prüfen, 0 ie warnt vor „falschem Eindruck“
Nach Darstellung der am Antrag be- gesetzliche Regelung zur Finanzie
teiligten Länder zur Genitalverstüm- rung der Frauenhäuser möglich ist. 9.113 Schutzsuchende fanden 2008
melung - Hessen, Baden-Württem- Bisher erfolge dieFinanzierung ganz Hilfe und eine Unterkunft in einem
berg, Bayern Niedersachsen und unverbindlich, erläuterte Marion Stef- der Frauenhäuser in NRW, darun-
Rheinland-Pfalz _ werde mit die- fens von der LAG Autonomer Frauen- ter etwa 4.500 Kinder. Im gleichen
sem Schritt „jeder Zweifel über die häuser. Die Gelder könnten ie nach Zeitraum registrierte die Landesre-
strafrechtliche Einordnung der Tat Haushaltslage und politischem Willen gierung 5.531Ablehnungen wegen
als schwerwiegender Verstoß ge- jederzeit gestrichen werden. Überfüllung. Das CDU-geführte Frau-

. - Die Grünen im Landtag unterstüt-  enministerium wies jedoch Vorwürfe

gen ISeen a KerpenieheUn zen die Forderung nach einem Lan- zurück, dass diese Frauen schutzlos
de rt n ae % er . KO \ desgeseiz. „Die Verantwortung für blieben. „Dieser Eindruck ist falsch“,

tiges Signal, acc er solcheMen eine auskömmlicheFinanzierung der heißt es imBericht des Ministeriums
schenrechtsverletzungen keines- Frauenhäuser wird seit Jahren zwi- zur Frauenhausfinanzierung vom 18.

. schen Bund, Ländern und Kommu- Januar. Zum einen beinhalteten die

falls toleriert, sondern energisch nen hin- und her- © zemmme. : cu Zahlen Mehtfach-
bekämpft. erde geschoben‘, kriti- 1,2 = SAN nennungen, zumBundesgeschäftsführerin von . , ee n,

sierte die rauenpo- Ge 2 && anderen würde den
Terredes Femmes, Christa Stolle, Iitische Sprecherin | m. nn ©zn, Frauen auch nach
begrüßte, dass die Länder an ei- der Fraktion. Bar- “ m_ =ee einer Ablehnung in
nem Strang zögen, um „das Un- bara Steffens, am : =JS” der Regel eine an-
rechtsbewussiseinfürdiese schwe- 3.Februarnachder ed EL derweitige Betreu-
ren Menschenrechtsverletzungen Anhörung. Obwohl pe ung vermittelt. Es
zu schärfen“. ; Fr olitikerinnen der Opposition, In
Nach Berechnungen der Frauen- es seitensder Kom- Steffens (Grüne) Ind Kieninger(SD) gebe aber sicher.

reohtsorganisation sind über 5.000 munen positive Si- cr lich Fälle, in de-
Mädchen in Deutschland der Ge- gnale gibt, über eine verlässlicheFi- nen Schutzsuchende eine Unter-
fahr ausgesetzt, an ihren Genitalien nanzierung zu diskutieren, wolle die  bringung in einem Frauenhaus au-

. ' Landesregierung keine Gespräche Berhalb ihres Wohnortes ablehnen,
verstümmelt zuwerden . LautGe- aufnehmen, so Steffens weiter. Diese räumte das Ministerium ein,
ar rom argumentiere, dass auf beiden Sei- Seit 2001 ist die Zahl der aufge-
IAlalandestraftaten at on ten ohnehin kein Geld da sei. nommenen Frauen und Kinder kon-
men werden. Damit würde Sondie Auch nach dem Willen der SPD soll  tinuierlich gesunken (-18%).Diese
strafrechtliche Verfolgung von wäh- die Regierung prüfen, wie eine ein- Entwicklung führt das Ministerium
rend des Urlaubs im Ausland durch- heitliche und verbindliche Finanzie- auch auf die neue rechtliche Mäg-

- . rung der Frauenhäuser gewährleistet lichkeit zurück, wie den Partner aus

geführten aVerst melungen werden kann. „Wir bleiben darüber der Wohnung zu verweisen. Auch
magıch. Neben den yonanten ua hinaus bei unserer Forderung, dass der Rückgang der Kinderzahl pro
Fermes KonkretePräontic maß, die Stellenstreichungen infolge der Frau werde hier spürbar, heißt es in
nahmen zum Schutz qefährdeter Mittelkürzungen wieder rückgängig dem Bericht weiter.

„ ot 9 gemacht werden müssen“, betonte Bericht und Stellungnahmen unter
Mädchen für dringend notwendig. die frauenpolitische Sprecherin der www.landiag.nrw.de > Ausschüsse
2A Franın, Geit UgchißPu
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Eine Gemeinde darf bei der Besetzung der Stelle der kommunalen Gleichstellungsbeauf-
tragten die Bewerberauswahl auf Frauen beschränken, wenn ein Schwerpunkt der Tätigkeiten
in Projekt- und Beratungsangeboten liegt, deren Erfolg bei Besetzung der Stelle mit einem Mann
gefährdet wäre. Ein solcher Fali liegt vor, wenn sich die Angebote an Frauen in Problemlagen
richten, in denen die Betroffene typischerweise zu einer weiblichen Gleichstellungsbeauftragten
leichter Kontakt aufnehmen kann und sich ihr besser offenbaren kann oder ausreichende

Lösungskompetenzen nur einer Frau zutraut.

Die beklagte Stadt hatte in ihrer Stellenanzeige eine kommunale Gleichstellungsbeauftragte
gesucht. Der Anzeige zufolge soliten Schwerpunkte der Tätigkeit u. a. in der Integrationsarbeit
mit zugewanderten Frauen und deren Beratung liegen. Die Gleichstellungsbeauftragte sollte
Maßnahmen zu frauen- und mädchenspezifischen Themen initiieren, mit allen relevanten Orga-
nisationen zusammenarbeiten und Opfer von Frauendiskriminierung unterstützen. Die Bewer-
berin sollte über ein abgeschlossenes Fachhochschulstudium oder eine vergleichbare Ausbildung
in einer pädagogischen bzw. geisteswissenschaftlichen Fachrichtung verfügen. Der Kläger,
Diplomkaufmann und Diplomsvolkswirt, der zuvor über 2 Jahre im Rahmen einer Betriebs-
ratstätigkeit als stellvertretender Gleichstellungsbeauftragter tätig war, bewarb sich auf die
Stelle. Er wurde mit Hinweis darauf abgelehnt, dass nach 8 5a der Nieder-sächsischen Gemein-
deordnung die Stelle mit einer Frau zu besetzen sei und er im Übrigen die Anforderungen der
Stellenanzeige nicht erfülle.

Mit seiner Klage begehrt der Kläger eine Entschädigungszahlung nach 8 15 Abs. 2 AGG. Die
Klage blieb in allen drei Instanzen ohne Erfolg. Der Achte Senat des Bundesarbeitsgerichts hat
entschieden, es stehe der objektiven Eignung des Klägers nicht entgegen, dass dieser als
Diplomvolkswirt u. U, nicht über eine geisteswissenschaftliche Ausbildung verfüge. Das weibliche
Geschlecht der Stelleninhaberin stelle aber wegen der konkreten Ausgestaltung der Stelle eine
wesentliche und entscheidende Anforderung I. S. d. 8 8 Abs. 1 AGG für die Zulässigkeit einer
unterschiedlichen Behandlung dar.

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 18. März 2010 - 8 AZR 77/09 -

Vorinstanz: Landesarbeitsgericht Niedersachsen, Urteil vom 5. Dezember 2008 - 16 Sa 236/08-

Familienzeit ist jungen Familien wichtiger als aHLETBE
ein Betreuungsgeld. Dies ist ein zentrales Nur jedes zehnte unter dreijährige Kind aus
Ergebnis des „Ravensburger Elternsurvey einer Zuwandererfamilie besucht eine Kinder-
2010", der auf einer repräsentativen Befra- betreuungseinrichtung. Vor dem Hintergrund
gung junger Eltern durch TNS Infratest fußt. dieser neuen Zahlen des Statistischen Bun-
Die „Analyse des elterlichen Wohlbefindens" desamtes verlangte Berlins Regierender Bür-
ergab, dass sich junge Mütter und Väter ein germeister Klaus Wowereit (SPD) von der
„dynamisches Modell für die Vereinbarkeit von Bundesregierung erneut, die Pläne für die Ein-
Familie und Beruf‘ wünschen und dass die führung eines Betreuungsgeldes fallen zu las-
„Hausfrauen-Ehe" nicht mehr angestrebt wird, sen, Die Integrationsbeauftragte der Bundes-
Ihre Lebensvorstellungen unterscheiden sich regierungsieht hingegen weniger die Politik
demnach, wie betont wird, „in wesentlichen als vielmehr die Familien selbst sowie die
Dingen (Finanzen, Vereinbarkeit von Beruf Erzieher und Erzieherinnen in der Pflicht.
und Familie, gemeinsame Zeit für Kinder) von (zwd 10.03.2010)

denen der Elterngeneration". Weiter heißt es;
„in anderen Dingen (Arbeitsteilung im Haus- Ei

halt, Aufteilung der Berufszei) bewegen sich BR EEESET NILT Ee
heutige Eltern vielfach in traditionellen Bah- Immer weniger Frauen in Deutschland arbei-\ \ 7 ten auf einer Vollzeitstelle. Das geht aus der

nen und end keineswegs unmuffieden damit Antwort der Bundesregierung (Drs. 17/874)
toren er ne ven ce emp auf eine Kleine Anfrage der Linksfraktion her-

len Leistungen schwerpunktmäßig auf mehr yor. Demnach waren vor zehn Jahren noch“nn . , 8,85 Millionen Frauen vollzeitbeschäftigt, im
Familienzeit umzusteuern. Die Gesamtergeb- Jahr 2009 waren es nur noch rund 8,21 Milli-
nisse des Elternsurvey werden erst Ende 2010 onen. Demgegenüber stieg die Zahl der teil-
veröffentlicht. Info: www.ravensburger.de zeitbeschäftigten Frauen von rund 3,21 auf

(fpd 01.03.10) 4,34 Millionen. Auch die Zahl der weiblichen
Mini-Jobber stieg an: Von 2,62 im Jahr 1999

Ay auf 3,29 Millionen. (zwd 11.03.2010)



NETTNTLT
Die Frauen Union der CDU hat „12 Forde-

EEE“ rungen zur Entgeltgleichheit und der Erhöh-

er ung des Anteils von Frauen in Führungs-ae: positionen“ beschlossen. Es sei „nicht nur ein
[2040 Gebot der Gerechtigkeit, sondern auch der

Nirischaftlichen Vernunft, dasssich die Poten-BR WE STETTEN ESSTENTENTT iale von Frauen und Männern gleichermaßen
BR NDDIE RTL REITER LE entfalten können“, heißt es in der Einleitun
Zwei in Kürze erscheinende Studien des Wis- des ’ Beschlusces
senschaftszentrums Berlin für Sozialforschung ”
(WZB) und der Universität Mannheim zeigen,
dass durch einen hohen Frauenanteil im Lehr- . ,
beruf keine negativen Folgen für den Bil- In dem Beschluss der FÜ heißt es abschlie-
dungsweg von Jungen entstehen. Diese Er- ßend: „In Norwegen konnte mit der Einfüh-
gebnisse widerlegen die gemeinhin im öffent- rung gesetzlicher Regelungen zur Erhöhung
lichen Diskurs verbreitete These, die „Femi- des Anteils von Frauen in Führungspositionen
ninsierung der Schule“ habe negative Folgen in der Wirtschaft innerhalb weniger Jahredie
für den Bildungserfolg von Jungen. Zielsetzug von 40 % Frauen in Aufsichtsräten

(zwd 05.03.2010) erreicht werden. Andere europäische Nach-
barländer plane derzeit vergleichbare Rege-
lungen. Wir fordern daher jetzt konkrete

BOTIRITEEEUTKIIETERe | Schritte in Deutschland, um zu mehr Gerech-
tigkeit auch in diesem Bereich zu kommen.

Mit der in der EU anhaltenden Diskriminierung (fpd 01.04.10)
von Frauen hat sich das Europäische Parla-
ment befasst. Auf der Grundlage eines Be-

„Wege zur Gleichberechtigung“ formuliert.
Gleichberechtigung der Geschlechter, so Als erstes DAX-30-Unternehmen will die
wurde betont, erfordere die Beendigung der Deutsche Telekom eine Frauenquote ein-
Diskriminierung von Frauen auf allen Feldern führen. Bis Ende 2015 sollen 30 % der oberen

von Politik, Gesellschaft, Arbeit und Beruf. In und mittleren Führungspositionen mit Frauen
dem Ausschussbericht wurden insbesondere besetzt sein, nicht nur in Deutschland son-
folgende Positionen vertreten: dern weltweit. Die Telekom verspricht sich
Die von Männern verursachte gegenwärtige nach eigenen Angaben von dieser Regelung
Wirtschaftskrise muss als Chance erkannt „neben einer Erweiterung des Talentpools
werden, alle politischen Konzepte auf Frauen- durch mehr Vielfalt im Management lang-
diskriminierung und Gleichberechtigung zu fristig eine höhere Wertschöpfung“. Für den
überprüfen. Eine umfassende Beteiligung von Konzernvorstand erklärte der Vorsitzende

Frauen in Entscheidungsprozessen und ihr Rene Obermann: „Mehr Frauen in Führungs-
Zugang zu Führungspositionen sind sicherzu-  pasitionen sind kein Diktat einer falsch ver-

stellen, zumal 60 % der Hochschulabsolven- standenen Gleichmacherei, Es sei ein Gebot
ten weiblich sind. Die Mitgliedsstaaten müs- der gesellschaftlichen Fairness und vor allem

sen angesichts des anhaltend großen Lohnab- eine handfeste Notwendigkeit für unsren Er-
stands in der EU mehr für die Umsetzung des folg. Mit mehr Frauen an der Spitze werden
Prinzips der Entgeitgleichheit für Frauen und wir einfach besser!“ Telekom-Personalvor-

Männer tun. Die Unionsorgane der EU und die stand Thomas Sattelberger betonte, dass die
Mitgliedsstaaten werden aufgefordert, den 22. Quote „auf keinen Fall die Anforderungen an
Februar zum „Internationalen Tag für gleiches Bewerber für Führungspositionen“ absenken
Entgelt” zu erklären. Eine „Europäische Char- werde. Wörtlich sagte er: „Unsere jahrelan-
ta der Rechte der Frauen“ ist schnellstmög- gen Maßnahmen zur Frauenförderung waren
lich zu erstellen, um einen Mechanismus zu redlich und gut gemeint, der durchschlagende
schaffen, der Gleichstellung in allen Bereichen Erfolg blieb wie in allen großen Unternehmen
des sozialen, wirtschaftlichen und politischen leider aus. Deshalb gehen wir jetzt einen neu-
Lebens gewährleistet. Zur Überwindung fort- en und mutigen Weg, ohne die bisherigen
bestehender sexistischer Klischees sind be- Fördermaßnahmen aufzugeben.“ Zu den bis-
sondere Maßnahmen erforderlich, insbeson-  herigen Maßnahmen gehören Programme zur
dere „Sensibilisierungskampagnen“ am Ar- Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Eltern-
beitsplatz. Angesicht der Tatsache, dass bis zeitmodelle, Teilzeit für Führungskräfte, flexi-
zu 25 % der Frauen in der EU physische Ge- bie Arbeitszeiten und Kinderbetreuungsange-
walt erleben und 10 % Opfer sexueller Ge- bote. (fpd 01.04.10)
walt werden, solle die EU einen „Europäischen
Tag zur Bekämpfung der Gewalt gegen Frau-
en, ausrufen. (fpd 01.03.10)

AS



Endlich ist es soweit. Der Frauenfußball be-
kommt einen eigenen Austragungsort für sein

NN Pokalfinale. Ab sofort spielen die Pokalfinalis-
Na tinnen nicht mehr als Warmmacherinnen voree ihren männlichen Kollegen im Berliner Olym-

> oNDd plastadium. Am 15. Mai 2010 findet zum
ersten Mal das DFB-Pokalfinafe der Frauen im

SON FAmIllar Te RheinEnergieStadion in Köln statt. Ein roßer
Schritt aus dem Schatten des Männerfußballs,Bundesfamiltenministerin Christina Schröder der gefeiert werden muss. Rund um das

hat ihre Pläne für einen Rechtsanspruch auf Mega-Ereignis gibt es ein abwechslungsrei-eine Familienpflegezeit konkretisiert. Sie ches Fanfest mit buntem Bühnenprogrammschlägt vor, dass ArbeitnehmerInnen zur Pfle- und jeder Menge Information. Neben dem
ge von Angehörigen 2 Jahre lang nur zur Häl- Topspiel der Finalistinnen stellen auf zwälf
te arbeiten und dabei 75 % des Lohns oder Fußbaliplätzen Mädchen und Frauen ihr Kön-
Gehalts verdienen können. Im Anschluss ‚ga- nen in Wettkampfspielen und Turnierveran-
ran müssten sie wieder voll arbeiten, bekäm- staltungen unter Beweis, Seien Sie dabeien aber weiterhin nur 75 % ihrer Bezüge, bis Karten für das Pokalfinale können Sie auf demdie Zeit- und Gehaltskonten ausgeglichen Internetauftritt des Deutschen Fußballbund
sind. Da häusliche Pflege weniger koste als (www.dfb.de) oder unter der Hotline 01805 /Pflege im Heim, komme die Familienpflegezeit 1102 01erwerben. Zudem bietet KölnTouris-
langfristig auch der Pflegeversicherung zu- mus ein Fanpaket für Gruppen und Individual-gute, argumentiert die Ministerin. Die Pflege- reisende an:
zeit soll nicht nur der Pflege von Eltern gelten, www.koelntourismus.de/willkommen/pauschasondern auch von „Kindern und anderen An- langebote/dfb-pokalfinale-der-frauen-fan-gehörigen“.  Altersbeschränkungen sollen k: html TE
nicht erfolgen. - In der Wirtschaft ist das Backages.huml. ; ;

. Kommen Sie vorbei und erleben Sie den Fuß-Projekt auf Ablehnung und Widerstand ge- ball-Event der Extraklassestoßen, - Der Sozialverband Deutschland be- "

zeichnete das Vorhaben als „überlegenswert“, Christine Kronenberg,
warnte aber vor „Schnellschüssen“, Vor allem Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Kölnunter  arbeitsrechtlichen Gesichtspunkten
gebe es „großen Klärungsbedarf“, „Insbeson-
dere Frauen dürfen nicht die Leidtragenden

sein, denn Pflege ist nach wie vor in erster 2: nf
Linie weiblich“, betonte der SoVD. Jemen A(fa 01.04.10)

Mehrere hundert Frauen und Mädchen haben
Iran gestern (23. März 2010) vor dem Parlament

des Jemen für die Einführung des bereits
schiva Nazar Ahari sieht nicht zum ersten Mal beschlossenen Mindestalters für Eheschlie-
ein Gefängnis von innen. Doch derzeit wird Bungen demonstriert. Sie übergaben dem
die Iranische Aktivistin unter Druck gesetzt, Parlamentspräsident eine Petition mit einer
zu gestehen, dass sie eine „Feindin Gottes“ Million Unterschriften für die Umsetzung des
sch, Darauf steht die Todesstrafe. Ahari ge- Gesetzes von 2009. Am Sonntag hatten
hört zu den politisch engagierten Frauen im tausende Frauen auf Aufruf von Islamisten
Iran. Die 30-jährige Journalistin ist unter und Konservativen gegen das Gesetz demon-
anderem Gründungsmitglied des Komitees striert, das das Heiratsmindestalter für Mäd-
Reporter der Menschenrechte und der Rechte chen auf 17 und für Jungen auf 18 Jahre fest-
der politischen Gefangenen im Iran. Gemein- legt (taz 24.03.2010)
sam mit anderen Frauen initiierte Ahari auch
die vor drei Jahren gestartete „Eine Million
Unterschriften“-Kampagne, die Gleichberech-
tigung von Frauen vor dem Gesetz fordert.
Die Frauenrechtierin Schadi Sadr, die die
Auszeichnung des US-Außenministeriums für
„tapfere Frauen“ erhielt, hat ihren Preis Ahari
gewidmet. (taz, 15.03.2010)
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